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Mit einem Beitrag der 
H/W/S Dr. Pipping 
Rechtsanwaltsgesellschaft 

Der Gesetzgeber hat mit Wirkung vom  
6. November 2015 die Steuerschuldner-
schaft des Leistungsempfängers bei 
Bauleistungen überarbeitet. Zu der Neu-
regelung hat das Bundesministerium der  
Finanzen (BMF) nunmehr die entsprechen-
den Verwaltungsanweisungen heraus-
gegeben. Hervorzuheben sind folgende 
Punkte:

Der Ort der Leistung bei Leistungen an 
einem Grundstück ist der sog. Belegen-
heitsort, das heißt, der Ort, an dem das 
Grundstück belegen ist. Um Leistungen 
an einem Grundstück handelt es sich 
auch dann, wenn es sich um Arbeiten 
an Sachen, Ausstattungsgegenständen 
oder Maschinen handelt, die auf Dauer in 
einem Gebäude oder einem Bauwerk in-
stalliert sind, und die nicht bewegt wer-
den können, ohne das Gebäude oder das 
Bauwerk zu zerstören oder erheblich zu 
verändern. Die Veränderung ist unerheb-
lich, wenn die betreffenden Sachen ein-
fach an der Wand hängen oder wenn sie 
mit Nägeln oder Schrauben so am Boden 
oder an der Wand befestigt sind, dass 
nach ihrer Entfernung lediglich Spuren 
oder Markierungen zurück bleiben (z. B. 
Dübellöcher), die leicht überdeckt oder 

ausgebessert werden können.
Die vorgenannte Definition gilt auch 
für den Begriff „Bauleistungen“ im Zu-
sammenhang mit der Verlagerung der 
Steuerschuldnerschaft vom leistenden 
Unternehmer auf den Leistungsempfän-
ger.
Die Verlagerung der Steuerschuldner-
schaft erfolgt, von bestimmten Ausnah-
men abgesehen, auch dann, wenn die 
Leistungen für den nichtunternehme-
rischen Bereich des Leistungsempfän-
gers ausgeführt werden. Das BMF führt 
einzelne Leistungen auf, die nicht zu 
einer Verlagerung der Steuerschuldner-
schaft führen. Dies gilt insbesondere für 
bestimmte Leistungen, die an juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts 
(z. B. Kommunen) erbracht werden.

Der Gerichtshof der Europäischen Union 
äußert sich grundlegend zur Aufteilung der 
abzugsfähigen Vorsteuer für den Fall, dass 
eine Gebäudenutzung nur zum teilweisen 
Vorsteuerabzug berechtigt:

Die Aufwendungen zur Errichtung, Nut-
zung, Erhaltung oder Unterhaltung eines 
Gebäudes sind den zum Vorsteuerabzug 
berechtigenden und den nicht zum Vor-
steuerabzug berechtigenden Umsätzen 
zuzuordnen.
Kann keine eindeutige Zuordnung erfol-
gen, ist eine Aufteilung nach dem Umsatz-
schlüssel vorzunehmen. Alternativ kann 
auch ein Flächenschlüssel zugrunde ge-

legt werden, wenn er zu einem präziseren 
Zuordnungsergebnis führt.

Diese Grundsätze stehen im Widerspruch 
zum deutschen Umsatzsteuerrecht. Da-
nach ist die Verteilung der Vorsteuer-
beträge nach dem Umsatzschlüssel nur 
dann durchzuführen, wenn keine andere 
wirtschaftliche Zurechnung möglich ist. 
Die Verteilungsregelung nach deutschem 
Umsatzsteuerrecht verletzt aber EU-Recht 
insoweit nicht, als sie zu einer präziseren 
Aufteilung der Vorsteuerbeträge führt.
Eine Nutzungsänderung des Gebäudes 
zieht auch die Änderung des angewende-
ten Verteilungsschlüssels nach sich.

Wichtige Änderungen der Umsatzsteuerschuldner-
schaft bei Bauleistungen

Aufteilung der Vorsteuer bei Zuordnung eines Gebäudes zu 

teils steuerpflichtigen und teils steuerbefreiten Umsätzen

Liebe Leserinnen und Leser,

zur Minderung eines Betriebs- 

prüfungs-Mehrergebnisses kann ein 

zusätzlicher Investitionsabzugsbe-

trag gebildet werden. Voraussetzung 

ist, dass eine Investitionsabsicht 

nachgewiesen wird. Es muss also 

am Bilanzstichtag des Abzugsjahres 

die Absicht bestanden haben, ein 

begünstigtes Wirtschaftsgut anzu-

schaffen oder herzustellen.

Die Bildung eines Investitionsab-

zugsbetrags stellt ein Wahlrecht 

dar. Ein solches Wahlrecht kann bis 

zur Bestandskraft der Steuerver-

anlagung ausgeübt werden. Damit 

bestätigt der Bundesfinanzhof sei-

ne bisherige Rechtsprechung zur 

Rechtslage bis 2015 entgegen der 

Verwaltungsauffassung.

Die Rechtslage hat sich ab 2016 ge-

ändert. Der Nachweis einer Investi-

tionsabsicht und einer späteren be-

trieblichen Nutzung wird nicht mehr 

ausdrücklich im Gesetz gefordert.

•	
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•	Tobias sick
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Ortsübliche Bruttomiete gilt als Vergleichswert bei verbilligter Überlassung 
von Wohnraum
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte in ei-
nem Fall, der das Jahr 2011 betraf, über 
den Vergleichsmaßstab einer verbilligten 
Wohnungsüberlassung zu entscheiden. 
Im Streitjahr konnten Werbungskosten 
nur dann uneingeschränkt in voller Höhe 
abgezogen werden, wenn der Mietpreis 
mindestens 75 % der ortsüblichen Miete 
betrug. Bei Mietpreisen darunter war in 
bestimmten Fällen die Miete in einen ent-
geltlichen und einen unentgeltlichen Teil 

aufzuteilen. Das hatte zur Folge, dass der 
Werbungskostenabzug beschränkt war.
Das Finanzgericht Düsseldorf legte im 
vorangegangenen Verfahren bei dem 
Vergleich der ortsüblichen Miete mit der 
tatsächlichen Miete die Netto-Kaltmieten 
zugrunde. Der BFH, der den Fall abschlie-
ßend klären musste, folgte dem nicht.
Der BFH hat in seiner Entscheidung auf 
die ortsübliche Bruttomiete, also die 
Kaltmiete zuzüglich der nach der Be-

triebskostenverordnung umlagefähigen 
Nebenkosten, als Vergleichsgröße abge-
stellt.

Hinweis: Ab 2012 erfolgt bei einer 
auf Dauer angelegten Vermie-

tung zu Wohnzwecken eine Kürzung des 
Werbungskostenabzugs nur, wenn die 
tatsächliche Miete weniger als 66 % der 
ortsüblichen Miete ausmacht.

Geschenke an Geschäftsfreunde

Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke 
an Geschäftsfreunde zu verteilen. Deshalb 
sind für den Abzug dieser Aufwendungen 
als Betriebsausgaben die nachfolgenden 
Punkte von großer Bedeutung:

Geschenke an Geschäftsfreunde sind 
nur bis zu einem Wert von 35 € netto 
ohne Umsatzsteuer pro Jahr und pro 
Empfänger abzugsfähig.
Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei 
Versicherungsvertretern, Ärzten) ist in 
die Ermittlung der Wertgrenze mit ein-
zubeziehen. In diesen Fällen darf der 
Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) 
nicht mehr als 35 € betragen.
Es muss eine ordnungsgemäße Rech-
nung vorhanden sein. Der Schenker 
muss auf dieser den Namen des Emp-
fängers vermerken. Bei Rechnungen 
mit vielen Positionen sollte eine geson-
derte Geschenkeliste mit den Namen 
der Empfänger sowie der Art und der 
Betragshöhe des Geschenks gefertigt 
werden.
Schließlich müssen diese Aufwen-
dungen auf ein besonderes Konto der 
Buchführung „Geschenke an Geschäfts-
freunde“, getrennt von allen anderen 
Kosten, gebucht werden.

Überschreitet die Wertgrenze sämtli-
cher Geschenke pro Person und pro Wirt-
schaftsjahr den Betrag von 35 € oder wer-
den die formellen Voraussetzungen nicht 
beachtet, sind die Geschenke an diese 

Personen insgesamt nicht abzugsfähig.
Unternehmer haben bei betrieblich veran-
lassten Sachzuwendungen und Geschen-
ken die Möglichkeit, eine Pauschalsteuer 
von 30 % zzgl. Solidaritätszuschlag und 
Kirchensteuer zu leisten. Um bei hohen 
Sachzuwendungen eine Besteuerung mit 
dem individuellen Steuersatz des Empfän-
gers zu gewährleisten, ist die Pauschalie-
rung ausgeschlossen, soweit die Aufwen-
dungen je Empfänger und Wirtschaftsjahr 
oder je Einzelzuwendung 10.000 € über-
steigen. Die Zuwendungen sind weiterhin 
aufzuzeichnen, auch um diese Grenze prü-
fen zu können.
Als Folge der Pauschalversteuerung durch 
den Zuwendenden muss der Empfänger 
die Zuwendung nicht versteuern. In einem 
koordinierten Ländererlass hat die Finanz-
verwaltung zur Anwendung dieser Rege-
lung Stellung genommen. Danach ist u. a. 
Folgendes zu beachten:

Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur An-
wendung der Pauschalierung der Ein-
kommensteuer für alle innerhalb eines 
Wirtschaftsjahres gewährten Zuwen-
dungen einheitlich auszuüben. Es ist 
jedoch zulässig, die Pauschalierung 
jeweils gesondert für Zuwendungen 
an Dritte (z. B. Geschäftsfreunde und 
deren Arbeitnehmer) und an eigene Ar-
beitnehmer anzuwenden.
Streuwerbeartikel (Sachzuwendungen 
bis 10 €) müssen nicht in die Bemes-
sungsgrundlage der Pauschalierung 
einbezogen werden, werden also nicht 
besteuert.
Bei der Prüfung, ob Aufwendungen für 
Geschenke an einen Nichtarbeitnehmer 
die Freigrenze von 35 € pro Wirtschafts-
jahr übersteigen, ist die übernommene 
Steuer nicht mit einzubeziehen. Die Ab-
ziehbarkeit der Pauschalsteuer als Be-
triebsausgabe richtet sich danach, ob 
die Aufwendungen für die Zuwendung 

als Betriebsausgabe abziehbar sind.
Der Unternehmer muss den Zuwen-
dungsempfänger darüber informieren, 
dass er die Pauschalierung anwendet. 
Eine besondere Form ist dafür nicht 
vorgeschrieben.

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass die Vorschrift zur Pauschalierung 
voraussetzt, dass Zuwendungen oder Ge-
schenke dem Empfänger im Rahmen einer 
der Einkommensteuer unterliegenden Ein-
kunftsart zufließen. Die Norm begründet 
keine weitere eigenständige Einkunftsart, 
sondern stellt lediglich eine besondere 
pauschalierende Erhebungsform der Ein-
kommensteuer zur Wahl.
Die Pauschalierungsvorschriften

erfassen nur solche betrieblich ver-
anlassten Zuwendungen, die beim 
Empfänger dem Grunde nach zu ein-
kommensteuerbaren und einkommen-
steuerpflichtigen Einkünften führen 
und begründen keine weitere eigen-
ständige Einkunftsart,
erweitern nicht den einkommensteu-
errechtlichen Lohnbegriff, sondern 
stellen lediglich eine pauschalierende 
Erhebungsform der Einkommensteu-
er zur Wahl und beziehen sich auf alle 
Geschenke an Geschäftsfreunde, und 
zwar unabhängig davon, ob ihr Wert  
35 € überschreitet oder nicht.

Nach einem Schreiben des Bundesminis-
teriums der Finanzen müssen bloße Auf-
merksamkeiten (Sachzuwendungen aus 
Anlass eines besonderen persönlichen 
Ereignisses, wie Geburtstag, Jubiläum) 
nicht in die Bemessungsgrundlage der 
Pauschalsteuer einbezogen werden. Das 
gilt, sofern die Aufmerksamkeit einen Wert 
bis zu 60 € (inklusive Umsatzsteuer) nicht 
übersteigt.
Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift 
sollte in Einzelfällen der Steuerberater 
gefragt werden.
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Unternehmen, die ihren Jahresabschluss 
veröffentlichen müssen (z. B. GmbH oder 
GmbH & Co. KG), müssen die Frist zur Ver-
öffentlichung beachten. Der Abschluss 
muss spätestens vor Ablauf des zwölften 
Monats des dem Abschlussstichtag nach-
folgenden Geschäftsjahres offengelegt 
werden.
Diese Unternehmen müssen mit Ordnungs-
geldern rechnen, wenn sie ihre Jahresab-
schlüsse nicht einreichen.
Für Kleinstkapitalgesellschaften, die an 
zwei aufeinanderfolgenden Abschluss-
stichtagen zwei der folgenden Merkma-
le nicht überschreiten (Bilanzsumme bis 
350.000 €, Umsatzerlöse bis 700.000 € und 
durchschnittlich 10 beschäftigte Arbeit-
nehmer) sieht das Gesetz Erleichterungen 
vor:
Sie müssen unter bestimmten Vorausset-
zungen keinen Anhang erstellen. Hierfür 

müssen bestimmte Angaben unter der Bi-
lanz ausgewiesen sein: Angaben zu den 
Haftungsverhältnissen, Angaben zu den 
Vorschüssen oder Krediten, die an Mit-
glieder des Geschäftsführungsorgans, 
eines Beirats oder Aufsichtsrats gewährt 
wurden, erforderliche Angaben zu den ei-
genen Aktien der Gesellschaft (bei einer 
Aktiengesellschaft). Zusätzlich können in 
besonderen Fällen Angaben nötig sein, 
wenn der Abschluss kein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
widerspiegelt.
Zudem werden Optionen zur Verringerung 
der Darstellungstiefe im Jahresabschluss 
eingeräumt.
Zwischen Offenlegungspflicht durch Ver-
öffentlichung (Bekanntmachung der 
Rechnungslegungsunterlagen) oder durch 
Hinterlegung der Bilanz kann gewählt wer-

den. Die elektronische Einreichung der 
Unterlagen beim Betreiber des Bundesan-
zeigers ist auch für die Hinterlegung vor-
geschrieben.
Das Bundesamt für Justiz wird die Kapital-
gesellschaften und auch die GmbH & Co. 
KGs von Amts wegen auffordern, den Jah-
resabschluss für nach dem 31. Dezember 
2014 begonnene Geschäftsjahre innerhalb 
von sechs Wochen einzureichen und ein 
Ordnungsgeld androhen. Mit der Anforde-
rung ist gleichzeitig eine Mahngebühr fäl-
lig, die auch nach verspäteter Einreichung 
nicht erlassen bzw. angerechnet wird.

Erbschaftsteuerreform 2016 - Folgen für Familiengesellschaften

Der Bundesrat hat am 14.10.2016 dem „Ge-
setz zur Anpassung des Erbschaftsteu-
er- und Schenkungsteuergesetzes an die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts“ zugestimmt.
Welche Anpassungen dies sind, das Erb-
schaftsteuergesetz wieder mit dem Grund-
gesetz zu vereinbaren, soll hier mit Augen-
merk auf Familiengesellschaften dargestellt 
werden.
Der Gesetzgeber hält an der bisherigen Re-
gelverschonung von 85 % der in § 13 b Abs.1 
ErbStG aufgeführten unternehmerischen 
Einheiten fest und eröffnet weiterhin die 
Optionsverschonung mit einer Befreiung von 
100 %.
Der Abschlag von 85 % bei der Regelverscho-
nung und 100 % bei der Optionsverschonung 
findet allerdings jetzt nur noch auf den be-
günstigten Teil des begünstigungsfähigen 
Vermögens Anwendung. Das im Unterneh-
men vorhandene Verwaltungsvermögen 
bleibt damit mit seinem gemeinen Wert un-
verschont. Es wird wie Privatvermögen nur 
mit dem persönlichen Freibetrag entlastet. 
In Zukunft kommt man also nicht umhin, 
den gemeinen Wert des Betriebes zu er-
mitteln, um damit die Quote festzustellen, 
die nicht mehr verschonungsfähig ist. Konn-
te nach dem alten Recht in vielen Fällen 
geschätzt werden, ob die Verwaltungsver-
mögensquote den Wert von 50 % bzw. 10 % 
erreicht (Alles-oder-Nichts-Prinzip), muss 
nun nicht nur der gemeine Wert des Verwal-
tungsvermögens, sondern auch derjenigen 

der unternehmerischen Einheit ermittelt 
werden. Denn nur auf diese Weise kann er-
mittelt werden, in welchem Umfang das be-
günstigte Vermögen tatsächlich begünstigt 
ist. 
Beim Verwaltungsvermögen beträgt der 
Freibetrag für unschädliche Finanzmittel 
nach Saldierung mit den Schulden künftig 
nicht mehr 20 % des gemeinen Wertes des 
Unternehmens, sondern nur noch 15 %.
Die Verschonung fällt zur Gänze weg, wenn 
das nicht zur Tilgung von Altersversorgungs-
verpflichtungen benötigte Verwaltungsver-
mögen nach Abzug von Schulden und des 
Freibetrags für Finanzmittel mindestens 90 
% des gemeinen Wertes des begünstigungs-
fähigen Vermögens beträgt. Die maximal zu-
lässige Verwaltungs-Vermögensquote für 
die Optionsverschonung beträgt 20 %.
Bei Familiengesellschaften wird zur Ent-
lastung von unentgeltlichen Erwerben ein 
Abschlag von bis zu 30 % vor Anwendung 
des Verschonungsabschlags gewährt, wenn 
im Gesellschaftsvertrag folgende Beschrän-
kungen bestimmt sind:
• Entnahmen oder Ausschüttungen nach 
	 Abzug der auf die Gewinnanteile oder  
	 Ausschüttungen entfallenden Steuern 
	 auf höchstens 37,5 %
• über Gesellschaftsanteile kann nur bei 
 	 Übertragung auf Mitgesellschafter, Ange- 
	 hörige im Sinne des § 15 AO oder einer  
	 Familienstiftung frei verfügt werden
• 	 bei Ausscheiden aus der Gesellschaft 
	 wird eine Abfindung geschuldet, die 

	

	 unter dem gemeinen Wert des Gesell- 
	 schaftsanteils liegt.
Die Höhe dieses Vorabbewertungsab-
schlages bemisst sich nach der prozentu-
alen Minderung der Abfindung gegenüber 
dem gemeinen Wert und ist dann gedeckelt 
auf maximal 30 %. Die Vereinbarung muss im 
Übrigen mindestens 2 Jahre vor dem Zeit-
punkt der Steuerentstehung bestehen und 
entfällt mit Rückwirkung, wenn die Voraus-
setzungen nicht über einen Zeitraum von 20 
Jahren nach dem Stichtag der Entstehung 
der Steuer eingehalten werden.

Da die Verzinsung erst mit Neufestset-
zung der Erbschaftsteuer beginnt, sollte 
erwogen werden, durch entsprechende 
Bestimmungen im Gesellschaftsvertrag 
für kommende Übertragungen zumindest 
eine zinslose Steuerstundung zu gewähr-
leisten. Denn auch bei einem familiären 
Gesellschafterkreis ist eine verlässliche 
Aussage, dass diese Bestimmungen über 
einen solchen langen Zeitraum auch „ge-
lebt“ werden, nicht zu treffen. Jedenfalls 
nicht in unserer heutigen schnelllebigen 
Zeit, die gerade für Familienunternehmen 
einen hohen Anpassungsdruck mit sich 
bringen kann, um am Markt zu bestehen.

lex i
rechtsanwaltsgesellschaft

Jahresabschluss 2015 muss bis zum Jahresende 2016 veröffentlicht werden
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1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Sams-
tag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstel-
lung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage 
nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte statt-
dessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

3 Für den abgelaufenen Monat.

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletz-

ten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das vor-
angegangene Kalendervierteljahr.

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 
auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen wor-
den. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschrift-
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeits-
tage vor Fälligkeit (d. h. am 24.11.2016 für November und am 23.12.2016 
für Dezember) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regio-
nale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen 
Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Termine November und Dezember 2016
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden:

Steuerart		  Fälligkeit Oktober			   Fälligkeit November

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag3	 10.11.2016				    12.12.2016

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 						      12.12.2016

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag						      12.12.2016 

Umsatzsteuer 4		  10.11.2016				    12.12.2016

Ende der Schonfrist durch

	 Überweisung1 	 14.11.2016				    15.12.2016

	 Scheck2	 07.11.2016				    09.12.2016 

Gewerbesteuer 		  15.11.2016

Grundsteuer 		  15.11.2016

Ende der Schonfrist durch

	 Überweisung1 	 18.11.2016

	 Scheck2	 11.11.2016 

Sozialversicherung5		  28.11.2016

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag3	 Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der 		

		  darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer 		

		  erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 		

		  zuständige Finanzamt abzuführen.

	 	

Gleicher Freibetrag für beschränkt und unbeschränkt Erbschaftsteuerpflichtige

Eine deutsche Staatsangehörige lebte 
mit ihrer Tochter in Großbritannien. 2011 
schenkte sie ihrer Tochter ein Grund-
stück in Düsseldorf. Im Schenkung-
steuerbescheid berücksichtigte das Fi-
nanzamt lediglich einen Freibetrag von  
2.000 € für die beschränkt erbschaft-
steuerpflichtige Tochter. 

Das Finanzgericht Düsseldorf entschied 
aber, dass der Freibetrag für Kinder von 
400.000 € abzuziehen ist, der auch für 
unbeschränkt Erbschaftsteuerpflichtige 
gilt, weil dies der Gerichtshof der Euro-
päischen Union vorab so entschieden 
hatte.


